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m

Steuervutfcheine für Mehr -

befchäftisuns in öer Lanöwittfchaft
Steuergutscheine für Mehrbeschäftigung ( Be ^

schästigungsprämien ) erhalten auch landwirt¬
schaftliche Arbeitgeber , wenn sie in der Zeit
vom t . Oktober 1982 bis 30. September 1933
im Durchschnitt eines Kalendervierteljahres
mehr Arbeiter beschäftigen , als SV % der Ar¬
beitnehmer , die im Durchschnitt des entspre -
chenden Kalendervierteljahres des Vorjahres
beschäftigt waren . Für das Gewerbe gilt als
Bergleichszeitraum nicht das entsprechende Ka
lendervierteljahr des Vorjahres , sondern der
Durchschnitt der Monate Juni , Juli und Au -
gust 1932.

Sämtliche Betriebe desselben Unternehmers
werden für die Berechnung der Mehrbeschäs¬
tigung zusammengefaßt . Für Hausangestellte
werden keine Steuergutschcine gewährt . Es
kann also nur für Mehrbeschäftigung in einem
Betriebe die Beschäftigungsprämie gewährt
werden .

Für die Mehrbefchäftigten bezw . Neueinge -
stellten muß aber mindestens der Tariflohn
bezahlt werden . Besteht kein Tarif , so muß
der Lohn mindestens so hoch sein als der vom
Oberversicherungsamt festgesetzte Ortslohn .
Erfahrungsgemäß werden Knechte und Mäg
de in den mittleren und kleinen lanöwirt -
schaftlichen Betrieben meistens über Tarif be-
zahlt , zumal oft auch noch die ganzen Abgaben
zur Sozialversicherung vom Arbeitgeber ge -
tragen werden , ohne daß derselbe dazu ver -
Pflichtet ist.

Zum Lohn zählt in den Bauernbetrieben
auch der Wert der Kost und Wohnung . Er
wird nach den steuerlichen Richtsätzen mit
49— Mark bei männlichen , und mit 25 .—
RM . bei weiblichen Dienstboten monatlich an -
genommen . Die Lohnvoranssetznng ist also in
den bäuerlichen Betrieben in der Mehrzahl
öer Fälle von vornherein erfüllt .

Berechnung der MehrbeschWgung
Zunächst wird festgestellt , wieviel Arbeitneh -

wer an den einzelnen Kalendertagen in jedemder zu vergleichenden Kalendervierteljahre im
Arbeitsverhältnis zum Unternehmer gestanden
haben . Es kommt also nicht darauf an , ob
die einzelnen Arbeiter tatsächlich gearbeitet
haben , sondern nur darauf , ob sie im Ar -
beitsverhältnis standen . ( An - und Abmeldung
Sur Krankenkasse dienen evtl . als Beweismit -
j* l. ) Auch sind nicht die Arbeitstage , sondern° ie Kalendertage und die an diesen Tagen
bestehenden Arbeitsverhältnisse zu berücksich -
Kgen . Ob Wochenlohn , Taglohn , Akkord - oder
DZonatslohn ist dabei gleichgültig . Für den
^ ergleichszeitraum ( vorjähriges und diesjäh -
kiges Kalendervierteljahr ) sind also zunächst

„durchschnittlich beschäftigten Arbeitneh -
weu« zu berechnen . Hierfür ein

den Arbeitnehmer im Vierteljahr
der Mehrbeschästigung 673.— RM .

( Dabei ist die Kost und Wohnung
zu den oben genannten Sätzen ent -
halten )
Durchschnittliches Entgelt 675 :3,7 = 182.43 RM .
50 % sind jedoch nur 91 .92 NM .
Im vorstehenden Fall ergibt dies einen Steu -
ergutscheinbetrag von 91 .92 RM .

Der Steuergutscheinbetrag darf ZU % des
durchschnittlichen Entgeltes nicht übersteigen .
Da in öem vorstehenden Beispiel nur ein
durchschnittliches Entgelt von 182,43 Mark auf
einen Arbeiter sich errechnet , so wird der Gut -
scheinbetrag entsprechend gekürzt . Für einen
vollen Steuergutschein zu 190 Mark , muß also
mindestens 290 .— Mark Lohn im Bierteljahr
bezahlt werden . Da bei einem Knecht die Kost
und Wohnung im Vierteljahr mit (3X40 °)
120 Mark gerechnet wird , muß an Barlohn 8?
Mark im Vierteljahr bezahlt werden . Ist der
Lohn geringer , so wird der Gutscheinbetrag
entsprechend gekürzt . Bei der Einstellung ei -
ner Magd wäre entsprechend der geringeren
Bewertung der Kost und Wohnung 125 Mark
Barlohn im Vierteljahr erforderlich . Dieser
Lohn dürfte jedoch heute nur selten erreicht
werden . Trotzdem gibt es hierfür Steuergut -
scheine bis zu 50 % des Entgeltes .

War nun in einem Kleinbetrieb bisher
überhaupt keine fremde Arbeitskrast beschäf -
tigt und soll nuu eine Magd neu eingestellt
werden , so ist die Berechnung einfach . Hier ist
dann eine Mehrbeschäftigung vorhanden und
nur noch das Entgelt zu prüfen . Erhält z.
B . die Magd 25 Mark Lohn einschl . Versicher -
nngsbeiträge monatlich , so ergibt dies folgen »
de Entlohnung :
Kost und Wohnung 3 X25 — 75.— NM .
Barlohn und Arbeitnehmeranteil an

der Versicherung , tiaks vom Ar - >
beitgeber ganz bezahlt ) 75.— RM .

be -
erst

Beispiel:
In einem landwirtschaftlichen Betrieb wur -°en vom L Oktober bis 31 . Dezember 1931

cschästigt : 1 Knecht und 1 Taglöhner , letzte -le r nur bis zum 12. Dezember 1931.
. 3m gleiche » Bierteljahr 1932 werden
^häftigt : 1 Knecht , 2 Mägde , eine davon

1. November ab , und ein Taglöhner .
. Für die Ermittlung der „durchschnittlich be -'Mftigten Arbeitnehmerzahl " in beiden Ver -°^ ichsvierteljahren ergibt sich folgende Berech -«Ing : .

Viertelt , v . 1. Okt . vis 31. Dez .
. , 1931 1932

111 Knecht 92 92" >e Magd 92
zweite Magd —

** Taglöhner 73

zusammen Lohn 150.— NM .
50 % davon 75.— NM .

In diesem Fall erhält man für die neu ein -
gestellte Magd 75 NM . an Steuergutscheinen .
Rechnet man hierzu noch 25.— NM . Steuer
Anrechnung für Steuerzahlung , so erhält man
auch hier einen vollen Gutschein zu 100 RM .
Die Steuergutscheine für Steuerzahlungen unö
solche für Neueinstellungen können nämlich zu
fammengerechnet werden .

Bei dem günstigen Kurs der Steuergutschei
ne erhält in der Regel ein Bauer soviel Bar -
geld , als zur Zahlung des Barlohnes erforder -
lich ist. Mancher Bauer , der mangels Geldmit -
tel sich weder Knecht noch Magd mehr leisten
konnte , wird in seinem eigenen Interesse gut
daran tun , sich mit der Sache zu befassen . Für
manche Bauersfrau können diese Steuergut -
scheine eine Arbeitsentlastung bedeuten .

Auf Grund zahlreicher Anfragen ist zu erse¬
hen , daß gewisse Härten für soziale Arbeitge -
ber entstehen Derjenige , der bis zum Aeußer -
sten seine Dienstboten behalten hat und keine
neue einstellen kann , erhält keine Gutscheine .
Dagegen werden solche Arbeitgeber , die früher
Dienstboten entlassen haben , jetzt bei der Neu -
einstellung belohnt . Die Frage , wer gut -
scheinberechtigt ist, beantwortet sich zunächst
nach dem Vergleich der entsprechenden Kalen -
dervierteljahre . Wer also in der Zeit vom 1 .
Januar 1932 bis 1 . April 1932 keinen Knecht
hatte , jetzt aber einen einstellt , erhält den
Steuergutschein . Wer seinen Knecht im Vor -
jähr behielt und keinen weiteren 2ten Knecht
einstellt , hat keinen Anspruch .

Es sei noch besonders hervorgehoben , daß
bei der Berechnung und bei dem Vergleich sol -
gende Personen ausscheiden :

1 . Ehegatten , Eltern , Kinder , Großeltern ,
Enkel , Geschwister , Stiefgeschwister , Schwäger
nnd Schwägerinnen ( Ehe - männer und - frauen
der Geschwister zählen nicht als Schwäger ) ,
Schwiegereltern und Schwiegerkinder .

2. Die sogenannten unständigen Arbeitneh -
mer . Das sind solche, deren Beschäftigung auf
weniger als eine Woche entweder nach der
Natur der Sache beschränkt zu sein pflegt oder
im voraus durch den Arbeitsvertrag beschränkt
ist . Erntearbeiter sind also nur dann mitzu -
zählen , wenn sie für längere Zeit als 7 Tage
eingestellt werden .

3 . Lehrlinge , sowie auf Provision arbeitende

Arbeiter , denen kein Mindestverbienst in Hö »
he des Tarifsatzes oder Ortslohnes zugesichert
ist.

4. Arbeitnehmer , die bei öffentlichen Not -
standsarbeiten oder im Freiwilligen Arbeits -
dienst arbeiten .

5. Hausgewerbetreibende , Heimarbeiter und
Hausangestellte .

Für die vorstehend genannten Personen gibt
es weder Steuergutschcine , noch werden sie bei
der Berechnung der durchschnittlichen Arbeit ,
nehmerzahl mitgerechnet .

Wichtig
Die Steuergutscheine für Mehrbefchäftiguug

müssen innerhalb eines Monats nach Ablauf
des Kalendervierteljahres beim Finanzamt ge¬
stellt sein . Wer also bereits in der Zeit vom
1 . Oktober 1932 bis E,U >e 1932 bereits Arbei -
ter mehr beschäftigt hat . muß diesen Antrag
noch vor Ablauf des Monats Januar 1938,
also vor dem 1. Februar 1932 stellen . Wer erst
in dem laufenden Kaleiidervierteljahr von * er
Einstellung Gebrauch macht , muß den Antrag
bis zum 30. April stellen .

Zum Schluß sei uoch darauf hingewiesen ,
daß bei einer Mehrbeschästigung , durch die der
Zweck der Verordnung nicht erreicht wird ,
keine Steuergutscheiue ausgegeben werden
dürfen . Dies gilt insbesondere bei einer
B e rschiebung der Arbeit . Wer also Arbeiten ,
die er bisher stets und ständig vergeben hat ,
nunmehr in einem Regie durchführt , nur um
Tteuergutscheine zu erhalten , hat keinen An -
spruch daraus .

Die Pressegerüchte , wonach die Beschäf -
tigungSprämie abgeschafft worden sei, treffen
bis jetzt nicht zu . Weggefallen sind nur die
Tarifunterschreitungen bei Neueinstellungen ,die in der gleichen „Verordnung zur Belebung

der Wirtschaft " genehmigt waren . tt .

Emßpmch seyen Eteuerbescheiöe

92
61

Uwme der mitzuzählenden
Arbeitsverhältnisse des

Vierteljahres 257°Ö1 der Kalendertage 92

durchschnittliche Arbeitneh -
' "

C « aa6I öes Vierteljahres 2,8° u sür den Vergleichszeit -
saurn (Vierteljahr des Vor -

Lahres ) 90 % - 2,5" " beschäftigte Arbeitnehmer 3,7
H

^nnus 2,5 iL
^ zurechnen jedoch nur 1
^ amtlohnsumme der mitzuzählen¬

337
92

3,7

Wirtschasts -Ankurbelung
Zweifellos , denn im nächsten Frühjahr ist die -
ser Kultivator nur noch ein unbrauchbares
Rostgerippe und der Besitzer mutz einen neuen
kaufen . Er kurbelt die Maschinenindustrie an .
Wäre es nicht richtiger , durch etwas sorgsame -
re Pflege zunächst die eigene Wirtschaft aiizu -

kurbeln ?
Merke : Geräte und Maschinen gut reinigen ,

einfetten und ins Trockene stellen . Nachsehen
unö Ersatzteile bestellen , nicht warten bis zum
Gebrauch im Frühjahr ! Bedenke immer : Gute
Reinigung uud gute Schmierung erspart Re -

paraturen und Aerger !

Wer seine Steuerveranlagung anfechten will ,
muß rechtzeitig , d. h. innerhalb eines Monats
vom Tag der Zustellung an , ein Rechtsmittel
einlegen . Dies kann mündlich oder schriftlich
erfolgen . Ein schriftlicher Einspruch ist vor -
zuziehen . Zugestellt ist ein Steuerbescheid nach
3 Tage » von der Ausgabe zur Post an gerech -
net . Trägt ein Steuerbescheid den Postorts -
stempel des Finanzamtes z . B . vom 11 . Januar
1933, so gilt er mit Ablauf des 14. Januar als
zugestellt und die Rechtsmittelsrist läuft am
14. Februar 1933 ab . Ein Rechtsmittel kann
auch durch Telegramm eingelegt werben . Es
genügt , wenn daraus hervorgeht , wer das Te -
legramm abgesandt hat . Die Begründung
kann stets nachgereicht werden , auch in Fällen ,
wo schriftlich oder mündlich Einspruch erhoben
wird . Anstatt des Einspruchs kann auch so -
fort Berufung eingelegt werden , wenn der Fi -
nanzamtsvorsteher innerhalb der Rechtsmittel -
frist seine Zustimmung dazu erteilt . Das
Rechtsmittel wird dann gleich beim Finanzge -
richt in zweiter Instanz behandelt . Es emp¬
fiehlt sich, falls man diesen Weg wünscht , das
Rechtsmittel ausdrücklich als Sprungberusnng
zu bezeichnen . (So genannt , weil eine Instanz
übersprungen wird . )

In allen Fällen verlange man die Mitiei -
lung der Bestenerungsunterlagen auf Grund
des Z 256 der Reichsabgabenordnung , falls die
Unterlagen der Besteuerung auf dem angefoch -
tenen Steuerbescheid nicht enthalten sind . Auf
dem Steuerbescheid stehen oft nur Zahlen . Wie
sie zustande kommen , ist nicht ersichtlich . Auf
Antrag muß aber gerade dies dem Einspruchs -
führer im Rechtsmittelverfahren mitgeteilt
werden . Oft wird man erst durch die Besteue -
rungsunterlagen in die Lage versetzt , das
Rechtsmitte ! überhaupt begründen zu können .

Viele Steuerpflichtige werden durch den
„Kostenschreck " vom Rechtsmittelweg abgehal -
ten . Sie lassen ihr Recht Unrecht sein , aus
Angst vor den Kosten . Diese sind aber keines -
falls so hoch, wie der Steuerpflichtige im all -
gemeinen annimmt . Sie richten sich nach dem
Gerichtskostengesetz . Streitwert ist stets die
Differenz zwischen der festgesetzten Steuer und
derjenigen , die der Einspruchsführer beantragt .
Bei einem Streitwert bis zu 20 RM . betra -
gen die Kosten 1 .— RM ., bei einem Streit -
wert bis 100 Mark 3.— Mark . Dazu kommen
noch Gebühren und zwar für jede angefangene
Schriftseite 30 Psg ., sowie Auslagen (Porto ).
Der Begriff Kosten , Gebühren und Auslagen
ist steuerrechtlich verschieden , für den Laien
aber gleich .

Selbstverständlich braucht der Steuerpslich -
tige die Kosten usw . nur dann zu tragen , wenn

er endgültig unterliegt . Bekommt er zum Teil
Recht , so werden ihm die Kosten nur zum ent -
sprechenden Teil auferlegt .

Im allgemeinen ist ein Rechtsmittel schnell «»
eingelegt als begründet und durchgeführt . Arnfks,
alle Fälle soll man sich deshalb vorher Klar »
heit verschaffen , was man erreichen kann und
will .

Man bediene sich eines zuverlässige « Steuer -
beraters . Das Wort zuverlässig möchte ich da -
bei ganz besonders betonen . Ein zuverlässiger
Steueranwalt oder Steuerberater ist immer
der billigste , auch wenn er mehr kostet , als ei »
Pfuscher . Lasse dich nie in Steuersachen von
Nachbarn beraten ! Denke immer , daß sie in
Steuersachen auch nicht mehr verstehen fön -
nen , als Du selbst . Bleibe deiner Berufs -
organisation treu , auch wenn dir der Mayer
oder Huber als Vorstandsmitglied nicht ge -
rade patzt . Aber sorge dasür , daß sie sich um
die Steuerangelegenheiten deines Berufes
kümmern anstatt um Politik . Für die Polt »
tik sind die politischen Parteien da und a«
solchen ist immer noch kein Mangel . Ein
Steuervortrag , von einem tüchtigen Steuer »
sachmann gehalten , nützt deiner Innung mehr ,
als ein papierener Protest , dessen Schicksal der
Papierkorb des Reichsfinanzministeriums ist.

tt .

Steuer -Briefkasten
Pachtzinscrmäßiguug

O . Sch . i . H . Für das Pachtjahr 1931 kö« »
nen Sie eine Pachtzinsermäßigung nicht mehr
erzwingen . Sie hätten vor dem 11. Januar
1932 bereits das Pachteinigungsamt anruke »
müssen . Weder der Umstand , daß bei der New »
Verpachtung öer Pachtzins niedriger wurde ,noch die Tatsache , daß andere Pächter eine Er »
Mäßigung erhielten , geben Ihnen einen recht »
lichen Anspruch auf Pachtermäßigung . Di «
Anrechnung eines Teils neuer Pachtzinsen aufdie Restschuld des alten , entspricht den Bestim -
mungcn des 8 366 BGB ., falls keine befon .
dere Bestimmung bei der Zahlung von Ihne »
getroffen wurde .

Grundbuchgebühren
Ä . L. i . L. Die Eintragung ins Grundbuch

beträgt für ein lastenfreies Grundstück im
Werte von 1400 RM . 7.— RM . und wenn da ?
Grundstück von den Eltern auf die Kinderei « »
getragen wird . 3.50 RM . Zur Uebertra ,
gung des Eigentums ist die Eintragung w »
Grundbuch unbedingt erforderlich .

Verantwortlich für : „Der Ratgel »« -
Fr . Schmitt . Leutershausen .
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Frageii Sie— Wir antworten !
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